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A. Kirchliclie Gesetze, Verordtjungen 
und Verfügungen 

B Hinweise auf staatl. Gesetze\ 
und Verordnungen 

N1'. 1) Wohnraumlenkung 

I!vangelisclws Konsistorium 
c 12001 - 4/68 -

Greifswa1ld, 
den 2?. Januar 1968 

Nachstehend geben wir auszugswei13e pie im Gesetz­
hlait der DDR Teil II 1967 Nr. 10~ Seite 733 H 
veröffentlichte Verordnung yher die\ Lernklling des 
\V ohnrnrnmes v.0111 14. September 1967 ~.ebst l. Durcih­
führurngs1hes1iimmung vom 24. Oktober 1, 1967 - beide 
in Krnft •getreten am 1. Januar 196~ - bekannt. 
Die in unserem AmtsihlaH Nr. l-2/19;i6 Seite 11 ff 
aihgedruckk Verordrnung vom 22. D~~emher 1955 
über die Lenkung des W ohnra1rnmies ne~,si l. Durch­
fühnmg,slbesümmung vom 6. Juni 1956 siincl a1ußer 
Krafl getreten. 

In Vertretung: 

Dr. K.a y s er 

al Verordnung 
über die Lenkung des Wohnraumes 

vom 14. September 1967 
(GBL DDH II 1967 Nr. 105 S. ~33 ff) 

- Aus~u1g -

Alb schnitt l 

Grundsätze 

§ 1 
Die Räte der Städte, St,adLhezinke und , Gemeinden 
si'rnd zur Sicherung der vVo'hn.r,airninversbrgung der 
Bürger ·da1für v·eranlworllich, den ges.rurdten Wohn­
rmvm zweckmäßig ZJU .rnu(z,en und gerecht :ilu verteilen. 
Sie lrn!hen dafür zu sorgen, dai(~ von den\ dazu' Ver­
pflichteten der Vv ohnwrnm in gutem Zrnsta.rnd erhal­
ten wird und aUe Möglichkeiten für s·e1~e Erweite­
rung ,1w1sgcschöpft werden. Sie lösen di-m4· Aufgaihen 
in l"i:ber·cinsHmmu111g mH den gesiell.schaffü~hen, vol1k·s­
wirt1sdrnft!ichcn und sozialen Erforclerni1siSAn. 

Abschnitt III 

Vergabe, Tausch und Erfassung v011 Wohnraum 

§ 10 

(1) Die für die V\Tohnrm1mlenkun1g zuständigen Or­
gm1e irdfen ihre Entsd16ckmgen iilher die vvo:Jrn­
rnumverg.ahe entsprechend der örtlichen \Vohnnaum­
l,wge nach cLer Dringli.chikeil des W ohmmgslheda rfs 
unter ßerück:sichügung gesdlsc'haflHcher, vol1kiS·wirl­
schaftlic'her uncl sozi,cüer ErfordernisiS1e. Unt·e:r diesen 
Gesichtspunhen sind die in gesetzlichen Best,~mmun­
gen ·enth.ailtenen Hegehmgen für ehe Wo:\iinrnrnmv.er-
1s'Orgung bestimmter Personenkr·ei,sc zu verwi11klkhe11. 
(2) Bei der Wolmr.aumvergahe -sind ehe ö.rtlkhe Wohn­
ra'umlage, die Familienzus.mnmensetzung uniel die Grö­
ße urnd Struktur des verfügrha,r-en Wdhrm:mmcs zu be­
rück1sichtigen. 

(3) Familien mit 4 und mehr Ki.ndern sind hevor­
zugl rmit ,W.olmr.arnu zu ver1&org1en. Da1bei si.nd die 
Bestimmungen der Verordnung vom 3. l\!lai 1967 zur 
Venhesserun1g der Lebenslage vm1 Fa!illiHcn mit 4 und 
me:hr Kindern durch Bereüstellun1g gecignet1en W·olm­
rm11meis. und Gewährung von Mietzuschü.siSen und an­
der·en Zuwenclu.ngcn (GBl. II S. 249) zugru:nde zu le­
gen. 

§ 11 

Kämpfer gegen den Faischismus und Verfo,lgte des 
Faischismus und i:hre Hint,errbU.ebcnen s-owic Perso­
rncn, di1e ,sid1 durch 'hernusragende Lei.st1ungen hei der 
Stärkung, Festigung sowie zum S.chutz der Dmr l­
schen Demokratischen Hepuhlik verdi-ent gemacht 
haiben, sind bevorzugt illlit \Vo'hnra.um zu versorgen. 

§ 12 

( 1) Die für eU.c Wohnr-c1:urn] enkung zus täncliigcn Or-
1gane haben den Wo'lmung1sttC1Ju1sch zu :fördern u1ad 
systematisd1 zu llllltzen, um iniSihesünidere den VVerk­
tätigen Wohnraum in der Nähe ihms Arheitsplaizes 
zur V erfü.gung zu stellen, den V crii111clcnmgcn im 
Wohrnmgsbedarf der einzelnen Fa1111ilicn Hech:nung 
zu tr.a.gcn uncl .eine hcs1sere Auslast1un1g des Wüli.JHiiU·· 
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mes zu •erreichen. Zuir Lösung dieser Aufgaihe ent­
wicke}n sie in Zusaimmenarheit mit den ge3•ellis.ohaü­
lichen Kräften in den W·olhngeihietcn und Betrtehen 
die Bereits·chaft :der Bürger zuun W·ohnungstaus.ch. 
Der Wohnungstausch lhec\.arf der vorherigen Zustim­
mung der j·eweiligen für die W.ahnr.aumlenikung zu­
stä'Illdigen Organe. 

(2) Bei Bereit1s.chaft zum W.o'hniungsiaus.ch oder Woh­
mmgsweohs.eI von Bürgern, die das 70. Le1hensjahr 
vollendet haiben, iist diesen größtmögliche Unterstüt­
zung zu gehen. Die Tauschwohnung soll hins.i.chtJi.ch 
ihrer Bescha.ffonheit und Lage dem körp·erlkh1en Zu­
sta•nd und der sozialen Lage der Bürger angepaßt 
sein. Die Anordnung eines Wohnungstausches oder 
Wohnungswechs·els für .diese Bürger ist nicht zuläs­
sig. 

(3) Die Bürg.:~r werden bei der V erwir•ldichung eines 
.heahsichtigt·en Wohnungstwusches ,duröh cli-e staatli­
chen Wohnungst.airnschzentralen unterstützt. Diese ver­
mitteln .auf Antrag den Wohrnungstaiuseh zwischen 
den Bürgern und können dafür Geihi.~hren erihehen. 
Für die Anleitung und l(.on tr.olle der staatlichen 
W 0ohn1ungstaiuischzentralen sind die für die Woh­
rnungswirtschaft zuständigen MitgU.eder der jeweiligen 
örtlichen Räte ver.antwortlich. 

(4) Im öffentlichen Intere:ss.e, iniS1hesm1der·e z;ur b.es­
ser.en Verteilung .des Wohnraumes, -sind d1e für diJ2 
Wohnr.a1umlenkung zrnständigen Organe 1ber.echtigt. 
einen Wohnun~staiu•sch ·oder Wohnungswechsel anzu­
·ordnen und dahei eine Umzugs1kostenre:gehmg zu 
treffen. 

§ 13 

(1) Die für ·ehe Wohma:umlernkun.g zuständigen Or­
gane sind 1herechtigt, nicht zu Wohnzwcok·en genutz­
ten oder :unterhekgten W ohnrarnm, einschliießhch Ne­
'henr.airn11 und Zuhehör, für die Unterbringung woh­
nmngssuchender Bürger .zu erf.astS<en. 

(2) Wohnraum in Eigenheimen unlerlkgt nicht der 
Erfos.S1un1g, wenn di·es·er von Eigentümern ullld deren 
Familienangehörigen hewo:Jmt und rnnter Berücksich­
tigung .des § 10 für ihr·e Wo:\mmrnmversorgung be­
nötigt wif.d. 

Absch.nitl IV 

Erhaltung, Modernisierung 

sowie Um- und Ausbau von Wohnraum 

§ 14 

Die Rät•e der Städte, Stadföezirke uri;d Ge:1111eiaden 
•sowie cl1e .ß.etriehe und InstHulionen mit eiJg•enem 
W·ohrnungsfonds .sillld verpfliclüet, Reserven für die 
Wohnr.aiumversm1gung durch MaßniS:hmen der Erhal-
1mn1g, Modernts1enmg sowie de:s Um- und Ausibaues 
pla:nmäßig zu erschHeß.en. Sie ·entwickeln die Initia­
tive der Bevölkerung durch wil'.ksaime Formen 1md 
Mefüo.den der persönlichen und kollektiven :111.aterkl­
len Int.eres·siertheit, ·durch Möghchkeiten der Wohn­
rarnmzuwe~sung so.wi·e ·durch ßereiLstellung finan­
zieller Mittel ullid Baumaterialien. Sie lenl\!en che:s•e 
Iniüative inshesondere auf die Ermittlung k·osten-

günstiger Um- und Aushm1möglichk-eiten, die Durch­
führung von Bauar;beit>en sowie auf die Gewinnung 
ZJU<Sätzlicher Baumaterialien. 

§ 15 

(1) Wohrnungissuchende, die mit Zustimmung der ört­
lichen Staatsorgane selbständig oder mit Unteifstüt­
zung ihrer Betriebe Baumaßnahmen ohne Be­
einträchtigung der planmäßigen Verwendung von Ma­
terialfonds und Kapazitäten durchführen, um 
w.ohnraium aus zweckentfremdeten oder his'her für 
Wohnzwecke ungeeigneten Räumen zu s.chaff.en, er­
haHen dies·en Wohnraum im Rahmen der erstmaligen 
Vergabe zugewi-es·en. 

(2) Ahs. 1 gilt e1ntsprechcntl für Betriebe, InstHu­
üonen und Genossenscha..ften, die mit eigenen Mit­
teln Wohnraum aushauen. Dies·e .können den neu­
ges.chaffe.IJ>en W o1mraum zur .ständigen Nutzung fü1 
ihre An1geh-Origen ·erhaHen. 

§ 16 

(1) Die Räte der Städt·e, Stadtbezirke und Gemeinder 
haiben im Zusammenwirken mit den kommunale1: 
W.ohnungs·verwaHungen die Haus·eigentümer, Rechts· 
träger Utllid Verwalter von Wohngeihäuden und vor 
a1n1deren für Wohnzwecke austb.aufä'hi1gen Ge·bäuder 
zur Dmchführun.g von erforderlichen Er'haltungs­
Um- und Ausihau- .sowie Moderni:sienmgtSimaßniahmer 
&nzuregen und sie bei der Vorbereitung und Siehe 
mng dieser Maßnahmen .auif der Grundlage der von 
Minister der Finanz·en ·erlassenen Kredit-, Zins- unc 
Steuerfö,estimmu1nigen zu unterstützen. 

(2) Die Räte der Städte, Stadllbezirkc unid Gemein 
den sind berechtigt, ·erforderHche Erhaltungsmaßn.ah 
men an W.ohngebäuc1en sowi·e notwendige Um- um 
Au&'bauten zur Gewinnung von Wohnraum a1nzuord 
nen und, wenn erforderlich, die entsprechenden Bau 
arheitoe:n in Auftrag zu geben. Die Ko.sten der Bau 
arbeU.en hat in der Regel der I-Iau&eigenlüme·r bzw 
Rechtsträg.er zu tragen. 

Aibsch.nitt V 

Pflichten .der Hauseigentümer, R.ec.htsiräger, 
Verwalter und sonstiger V erf iigungsberechtigter 

§ 17 

Hauseig.eintümer, Rechtsträger, Verwalter und sonstig· 
V erfi.igungshernchtigte haben die PfHcht, dem fü 
die Wohnraum1elllkung zustänidigen Organ 

a) frei•en, frei werdenden und neu geschaffene1 
Wohnraum sowie di·e unibcrechtigte Nutzun 
unverzüglich zu melden 

bl .auf Verlangen Auskunft über Umfang und Nut 
zung der Wohnräume zu gelhen und deren Be 
sichtigung ·durch desis.en Beauftragte zu geslat 
ten. 

Die PfHcht.en aus Buchst. h hat auch der Mieter 'l! 

erfüllen. 

§ 18 

(1) Hauseig0e.ntümer, Rechts·träger, Verwalter, s.on:slig 
V erfi.igungsiberechtigte und Mieter siml verpfli.chtc 
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auf der Grun1dlage der vV.ohnraumzuweisung einen 
Miet v.crtr.ag aibzus.eh!ieß·e.n. 

(2) Sie dürfon im Interesse einer pl.anmäß1.gen Wohn­
raumversorgm1g der Bürger oh:1c gültige Zuweisung 
des für die Wohnraumlenkung zuständigen. Organs 
Wohnraum an Dritte nicht iföcr1as1sen. Ein Vertrag 
über cHe Nutzrnng von Wohnraum ist nichüg, wenn 
der Wohnraum o'hne ordmungsgemäße Zuweisung der 
für die W'oh.nraumlenhmg zuständigen Organe ihe­
zogen. oder auf Grund einer Täuschung zugewLe.sen 
wurde. 

AUJs.cll1nitl VII 

Gew.erberaumlenkung 

§ 21 

(l) Die Bestimmungen dieser Verordnung sü1d .auf 
die Lernkung des Gewei'bcr.aume:s ent1spr1echend anzu­
wen.den. 

(2) Die Zustärndigkeit für die Lenkung des Gewerbe­
raumes Iegen die Räte der Kreis.e bzw. Stadtkrei1s1e 
entspr.echencl den örtli.chen Beclingunge:n fost. 

Abschnitt VIII 

Rec/1tsmittel, Räumung, Ordmmgswidrip,keilen 

§ 22 

Die im Rahmen dieser Verordnung getroffenen Ent­
seheklun.g.en der für die w.o:hnr.aumlenkung zustän­
digem Räte der Städte, Stadtbezirke und Gemeinden 
oder der Organe, denen Aufga:hen der Wohnmum­
le:nkung ü'hertr.a.gen wmden, haben -eine Rechtsmittiel­
beJ.ehrnng zu enthalten. Gegen Entschetdun@en, dk 
im Rahmen dieser Verordnung getroffon wurden, 
lrnnn irrnerha!rb einer Woche na.ch Zustellui11.g Be­
schwe11de bei dem Organ. eingelegt werden„ das di1e 
Entscheidung getroffen hat. Di.c Beschwerde hat auf­
schichende Wirkung. vVircl der Beschwerde von. dem 
Org.an, das die Entsche:idun.g getrnff.en hat, nicht 
stattgege:ben, i.st si·c von cHm·em an dais für die 
\l\Tohnungs•wirtschaft zustäncl1ige Mitg!iiocl des Rat.es 
des Kreises ,bzw. Stacltkr.ei1s•es zur 'emlgühi.gen Ent­
scheidung weiterztüeiten. Der Bes.chwerdeführ•er isl 
auf Verlangen zu hören. Dtes·e Beschwerder.egelung 
gilt .nicht bei Bes.chwerc1en gegen Hntis.ohe:ildungen der 
im § 19 Abs. 1 Buchst. b genannten Organe. 

§ 23 

Erfaßter :bzw. .olh;ne gültige Zuweisung bezogener 
W.ohnraum ist nach Ablauf einer festg.e1s1etzten an.ge­
mes•se.nen Frist zu räumen. Dais gilt auch bei Anord­
nung eines Wohnungst.ausche:s hzw. Wohnungswe.ch­
sels. Wird die Räumung nicht dur.chge.fülhrt. kann 
sie auf dem V erwaltung.swege durch den Hat der 
Stadt. des Stadtbezirkes oder der Geunein1de erfol­
gen. Eine solche Ma.ßnal11ne 1st nur na.ch vorheriger 
Stellungnahme der zuständig.en w.ohnun@Sikommis1Si!O,n 
und Beratung in dem Kollektiv, dem der Betreffende 
angehört (z. B. Briga.de, I-Iaus1geund111schaft usw.l, 
zu]icis:sig. 

§ 24 

(]) Mil Verweis -0cler Ord:nungisisüa.fo von 10 bis 
300 MDN kann bestraft werden, wer vo11sä1:zlich 

a) erfaßten Wohnraum ohne Zuweisung hezoge:n 
oder überla·sse:n ·hat bzw. nach Aufforderung 
.nicht fristgemäß räumt oder einen angeordne­
ten W oh:nungstau1sch oder Wohnun.g1swechscl 
verhindert oder ·erschwert 

hl sich durd1 Ulllwahre Angaben hzw. Täusdrnng 
ungerechtfertigte Vorteile bei der Wohn.rauim­
vergabe verschafft oder die im § 17 fostgeleg­
te:n Pflichten nicht erfüllt. 

(2) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens 
obliegt dem für die Woh.nungswirtischaft ztuständ:ig·en 
Mitglied des Hates der Stadt. de:s Stadtihezirke1s bzw. 
des Kreises. 

(3) Für die DurchHUuung von OrclnungsiStrafver­
fahren gilt die Verordnung vom 5. Nov·e:m1her 1963 
zur Bekämpfung von Ordnungsiwidrig.keilen - Orcl­
nung&strnfverordnung - (GEL II S. 773). 

Anlage 

zu v.orstehernder Verordnung 

Ordnung 
über die Wolmraumv.ersorgung 

für die V\lerktätig,en der Sch1verpu11ktbeiriebe 
und der Betriebe mit Werkwohnungen 

Zur V erhiesiSerung der WohnverhäH1üs1se der ·werk­
tätigen ist -eis erforderlich, den Werkwohnungsfonds 
der Betridw zweckmäßig zu nutzen, rationell zu 
verwalt1en und die· Erhaltung des W ohnrnu:meis zu 
sichern. Mit der Berdtistellung von Werkwohnungen 
sind die Betrieibistr.eue und die Bildung von Stamm­
.bekgsehn.ftc.n zu fördern. 

A1bschnitt I 

Geltungsb.er,e.ich 

§ 1 

(1) Die nachstdwnclen Bestimmungen finden Anwen­
dung auf: 

a) die von den Bäten der Bezirke hestäligten 
Schwerpu.nkt.hetrieh2 und die Deuts.ehe Reichs­
hahn (im :folgenden Schwerpunkt:hetri<ebe) 

IJJ) alle übrig1en volkseigenen un1cl ~hnen g1eichge­
st·ellt.en Brtri1cihc sowie lnMitu:tiionen„ Einrichtrnn­
ge:n und Prodrnküonsg1enosiS·enscha,ft.en mit 
W·erkwohnung.en. 

§ 2 

(1) vVerkwoh.nung1en sin1d 

a) wenksieigen1e (in Hecht.strägerndrnft der Betri.ehe 
1bdirndliche) und s-onstige vom Betri-eh verwal­
t·et•e W ohmrngen und 

lb) werksgehu:rndene Wohnungen, die v.on den ört­
lichen Rät.cn in das Verfügu111gs1-.echt der Be­
tric!he übergehen wurden bzw. werden, wobei 
in der Regel ihre Verwal!ung durch die VEB 
Kommu:nak Wohnungsverwaltung erfolgt. 

(2) Den Wer1kwohnungen gleichgestellt .sind 

a) Wohnungen, die von landwiri'S·chaf!.li.chen Pro·· 
drnktionsgcnoss.ernschaften und zwi.schengenos-
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s-ens·cha.ftU.ch.en Einrichtungen s-owi0c den volkiS­
·cigenen Güt·ern finanziert werden, ·sow1e 

h) Wohnräume. in Gebäuden, dk s.ich in Rechts­
trägers-chafr -&ozialistischcr Land wirtschaftshe­
trieiboe befinden oder den landwirts-chaftlichcn 
Prnduktionsgenos:s0e111sdrn.ften für di·e unentgelt­
lkhe NutzUJilg zur Verfügung stehen. 

Ahs·chni ti II 

Grundsätze 

§ 3 

Die Dimktoren der Betriehe führocn i:m !lahmen ihrer 
Wcr•kwohnungsfon·cllS die ihnen in dieser Ordnu.ng 
zur Wohnraumvll!roorgung der Betrie1bisangehörigen 
üihcrtrag.enen Aufgahen in Uhereinsümmrnng mii dem 
Perspektiv- und V olkswirt1Sdiaf tos plan clrnr.ch. Die sich 
aus den Festlegungen dieser Ordnung ergebenden 
grundsätzlkhen Maißnahmen zur Verheisserurig, der 
Wohnverhältnisise. clcr ·werktätigen sfod in die Pla­
nung zur Verhes1$enmg der Arbeits- und Lebensbe­
dingungen einzuiheziehen und in den Betriebskollek­
tivvertrag aufzun~hmen. 

§ 5 

'Der Mietvertrag über Werkwohnungen ist ais wich­
tiges Mittel zur Entwicklung der Betriehstreue und 
der Bildung von Stammbelegs·chaften zu nutzen. 

§ 7 

Die Direktoren cleT Betriehe sind V·erpflicht.ei, gegen­
üiher den zuständigen örtHchen Räten über die Durch­
führung der ihnen: lithertragenen Aufg.:1hen zur Wohn­
raumvers.orgung ihrer Betriehsan.gehörigen - inshe­
s·ornclere üher die !'ationelle Nutzung der hetriocbliehen 
Wohnungsfonds ~ Re.chensd1aft zu geihen. 

Abs·chnitl V 

Aufgabeh der Wolmraumlenlwng 

§ 13 

Die Dir·e.ktmen der Betrieihe gemä:ß § 1 Abis.. 1 Buchst. 
h unterbreiten nach Zusümmung der Betriehsgewerk­
s-chaftisleitung den R.äf.en der Städte, Stad~bezir,ke 
unicl Gemeinden Vorsdüägc für die Vergaihe ihrer 
Werkwohnungen. :Sei Wohnungen der ProdukLi101ns­
genos.sensdrnJt.en unter.breiten die V.onstän.dic di,es.e 
Vornchläge. 

§ 14 

(]) Die Räte der Städte, Stadthezirke und Gemeinden 
unterstützen die von den Direhoren der Betfi.ebie 
getroffenen Maßnahmen hei der sd1rittwei1s0en Frei­
ma·chung von Werkwo'lmungen, die von Betriebs­
fremden genutzt werden. 

(2) Die Betriebe sind verpflichte[, ehe ihnen neben 
den Werkwohnungien von den Hälen der Städt:e, 
Sta1dthezirke und Gemeinden zur Verfügung &eslell­
ten Wohnungen vortangig zur Fr·eimachung von vVerk­
wohnungcn, die Niichtberechtigte bewohnen, zu vcr­
wcruden. 

A1bs.chnitt VI 

Verwaltung, Bewirtschaftung und Erhaltung 

§ 15 

(1) Die Direktoren der Betriche, cl1e ühcr W.erkw1 
nungen verfügen, tragen die V ernntwortu1ng für 1 
Erhaltung und rationelle Bewirtsdrnftung der von 
nen verwalteten Wohnungen. Sie orga.nisi.e1«en cL 
den rationellen Einsatz ihrer betrieblichen lkparnt1 
kapazitäten und nehmen Einfluß auf die ßntfaltu 
der Initiative der Werkangehörigen zur Durchfi.' 
rung von Erhaltungs-, Müderni1sien111;1~s- sowie ll 
und Ausbaumaßnahmen eni1spr·echencl den in c 
Verordnung getroffenen Festlegung.en. Bei den werJ. 
gebundenen Wohnungen übernehmen di.2 Betrie 
diese Verpflichtungen auf Grund von V creinbaru 
gen mit kommunalen Wohnungsverwaltungen. 
(2) Die Direktoren der Betrieb.e, denen W.erkwo 
nungen unterstehen, iSichern die Durchs.el:öung v1 
Prinzipien der wirts-chaffüchen Hec'lmungisführung 
den bctriebHchen Wohnungsverwaltungen. 

A,bs.chnitt VII 

Mietverhältnis über Werkwohnungen 

§ 16 

(1) Das Mietverhältn1s über eine W erkwo:Jinung en 
steht dur.ch Abs.chluß eines· Mietvertrages zwis.chl 
dem Betrieb als Vermieter und dem \Verkangehör 
gen als Mieter. Voraus.s.etzung für den Ahschlu 
eines Mietvertrageis über eine W0erkwohn ung iJst d1 
Bestehen eines Atheitrsr.echtsverhältni1s.s.e:3 mil de1 
Betrieb, die Zugehörigkeit zum Kreis· der BercchU1 
ten url.·d die W ohnungszuwei·sung. 

(2) Partner des Mietvertrages über eine Werkwe>l 
nung ist nur cbtSjenigc Harnshalt•smilglied, d:iG in e. 
nem Arbeitsrnchtsverhältnis mit dem Betri1cb .sieh 
ohne Beeinträchtigung der sich allls § 34 dC!s Fam. 
liengesetz:buches der Deutschen Demokrali.s.chen Ik 
publik vom 20. Dezember 1965 (GB!. I 1966 S. 1 
ergebe111den Rc.chte. 

(3) Bei werksgebundenen Wohnungen kann der Miet 
vertr.ag zwis.chern dem Betrieb und dem Wer.klätige 
auf der Grundlage eines Nutzung1svertrn'.":C'3 zwis-che1 
Betrieb und dem Rc·chistr.äger bzw. Eigentümer ahge 
s.chlosisen werden. . .. 

(4) Im Mietvertrag können im Hahmen der zuläs.si 
gen Mietpreis·e differenz1erte Mi·etpr<Ci1s.e für Werk 
fremde und Werkangehörige festgelegt werden. Di1 
Preisdifferenz zu den ort1süblichen Mioetprds.en träg 
- auch J:Jei werksgehundenen \,Y o:J111ungen - de1 
Betrieb. 

§ 17 

(]) Das Mietverhältnis wird durch Kündigung de~ 
Mietvertrages• durch den Vermieter oder den M1ete1 
heendet. 

(2) Der Vermieter kann den Mietvertrag kündigen 
.a) bei Beendigung des Arbeii:srechtsvcrhällni1ssc·s 

ib) bei Beendigung der Funktion im Bereits·chafts­
dienst 
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sofern nicht im ar:beitsrnchtlic'nen Aufhebung1svertrag 
bzw. durch Andenung des Ar:beit!svertrnges andere 
Festlegtingen getroffen werden. Aufheibungen a•us 
zivilrechfüchen Gründen :bleihen davon urnherührt. 

(3) Bei Ausscheiden infolge der Ubernahme ges:ell­
schaftlkher Funktionen, Delegierungen usw. können 
mit Zustimmung der Betrie-b:sgewerks.chaftsleiturng 
Vereinbarungen üher die W eiterführun.g des1 Mi1etv.er­
hältnisses getroffen werden. 
(4).Wird das· Ar:bei11srech1'sverhältn1s na.ch Errekhen 
des• Rentenalters oder durch Invalidität :heen1det oder 
ruht es aus einem gesellschaftlkh anzuerkenn1enden 
Gnmde, bleibt das Mietverhältnis be3teihen. Ein Woh­
nungstausch von w.erkt.ätigen, die durch Invalidität 
odier Erreichung des Rentenalters auis. dem Ar:heits­
r•ccht•svcr'hältnis crus1s.cheiden, ist nur auf dem Wege 
der gegenseitigen V ereinharung möglkh. 
(5) Bei Beenidigung des Arbeit:Sredüs·verhiältniss.e·s 
durch Tod des Werkangehörigen ents.cheidet der Di­
rektor des Betriebes mit Zustimmung der Betüebs­
g•ewerhchaftsleitung über ·di.e Forts·etzuIJJg de1s Miet­
vdhält1üs1ses. mit den im Ha:us'halt leihenden Fami­
Henangehörigen. Kann aus betrieblkhen Gründen das 
Mietverhältnis nkht fortgesetzt werden„ muß den 
Hint1enbliebenen anderer .angernes·sen1er W olbinmum zm 
V•erfügung gestellt werden. 

§ 19 

Die bei der Freimadmng einer Wohnung ent·s·tehen­
deIJJ Umz'Ugskosten hat zu tragen 

a) der Werkt.ätige, wenn 
- das Arheitsrecht'Sveihältni1s dm.eh fristlose 

Entlass'llng oder Kündigun1g aus. einem in sei­
nier Person liegenden Grunde endet bzw. 

- das• M~etsverhältni•s durch gerkhlliiches Ur­
tieil aufgehoben wurde 

:b) der Betrieb in den übrigen Fällen. 

•. § 20 

Pür And1erungen 'bestehender Mietv.ertr.äge mit Be­
rechtigten im Sinne cli.es·er Ordnung ist das• Einver­
ständnis des Mieters V or.aus;setzung. 

§ 21 

Die Ents.cheidung über Streitigkeiten, die skh aL\is 
dem mit dem Arheitsrechtsverhältni•s verbundenen 
Mi·etvei'hälinis ergehen, trifft die Konfliktkommis­
sion bzw. das Kneis.ger1cht, in desis·en Bereich der 

Bcirieh seinen Sitz hat. 

bJ Erste Durchführungsbestimmung 
zur V'eror,dn.ung 

über die Lenkung des Wohnraumes 
vom 24. Oktober 1967 

(GBl. DDH II 1967 Nr. 105 S. 739 ff) 

- Auszug -

Auf Grund des § 25 der Verordnung vom 14. Sep­
tember 1967 über die Lenkung des W ohnr.aume.s 
(GBl. 11 S. 733) wird im Einv•ernehmen mit ·dem Vor­
Si!:zienclen der Staatl.i.chen P1ankommis"Sion und dem 
Min.ist•er der J us!iz folgendes bestimmt: 

'Zu '§ '/O der V.erordnung: 

§ 1 

(1) Wo'hnungssu.chende Familien oder Einzelpersonen 
cl!i.iirf.cn einen Antrag auf Zuweisung von Wohnraum 
nur bei einem für dic Wohnraumlenkung zusf.äncli­
g•eili Organ stellen. 

(2) W ohrrungs.su.cheIJJde hahen keinen Anspruch auf 
Zuweisung bestimmten Wohrnraumes. DaiS gilt auch 
für Hau&eigentümer. 

Zu §§ 10, 12 und '/3 der V er.ordnung: 

§ 2 

Uher eine Erfassungs-, Zuweisungs- urncl Räumungis­
ents.cheidung sowie Tmus.chanor·dnung erhalten der 
Ha'lls·eigentiümer, Rechtstr.äger lbzw. Verwalter und 
der Mieter ibzw. Untermieter einen s.chriftlichen 
Bes.cheid. In den Zuweisungshe1s.cheid i.si da1s Recht 
au.f Nuizung lbzw. Mitbenut:z;ung von Nebenräumen 
und Zuhehör mii aufzunehmen. 

§ 3 

Die Inanspruchnahme von Wohnraum .in Gcihäuden, 
cUe staatlichen Zwecken dienen, ist nur zulässig, 
wenn das hierfür zustänidige Organ vorher gehört 
wurde. Das gilt auch für Gebäude, die im Eigentum 
oder in Verwal!ung politischer Parteicn, Massenorga­
nisationen sowie 1konfes1si1oneller Organe und J-\n­
stalten stehen. 

§ 4 

(1) Bei Anordnung eines Wohnungstausdms. oder 
Woihnungswechsels bzw. der Räumung 1JJuf dem Ver­
waltungswege ist dem davon he1roffenen Bürger 
angemessener anderer W ohnr1aum zur V e:rfügung zu 
stellen. 

(2) Ein Wohnungstausch oder Wohnungswechsel darf 
gegenüber Eigen!ümern oder Mitetg.entüincrn nur an­
geordIJJet werden, wenn er innerhallb des Wohngrund­
stücks durchgeführt wird. 

§ 5 

Dk hei einem Hngeordneten Wohnungstausch oder 
Wohnungswechsel entstehernden Umzu0sikoslen hat in 
der Regel jeder Beteiligte sie:l,bst zu 1raigjen. Unter Be­
rücksichtigung aller dem Wohmmgstausd1 oder W oh­
nungswechse] zugrunde liegenden Umstände ka1n111J das 
für die Wohnr.aumlenkung zuständige Organ euch 
unterschiedliche Kostenanteile für die Beteiligten 
festlegen oder auf Antrag die ges<Cllnlen. oder ein·cn 
Teil der Kosten übernehmen. 

§ 6 

Eine Erfassung des Wohnraumes von Bürgern, die 
sich längere Zeit im dienstlichen Auftrag oder durch 
Delegierung arnß.erhalb der Deut•&chen Denmkrali­
s.chen Hepubli.k au1fhalten, ist nkht zu1lä:ssig. Dieser 
Wohnraum kann nur im Einvcrne!hmen mit diesen 
Bürgern in AIJJspruch genommen wer-den. 
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Zu § 18 der Vermd.nung: 

§ 7 

(1) Wird es erfordcrlkh, Personen einen Tell einer 
Wohnung zuzuweisen, so hat das für ehe Woihnraum­
Ienkung zuständige Organ festzulegen, ob der Miet­
v·ertr.ag mit dem Hauseigentümer bzw. Re.chtsträgeT 
oder mit dem Mieter der betreffenden Wohnung 
rubge.s0chlossen werden 1soll. 

(2) Einig·en si-ch die Partner über den Absdlluß eines 
Mi·etvertrages. nkht, kann das für die Wohnraum­
I.enkung zrnstärndig.e Organ auf Antraig einen Miet­
vertrag für v 0erbindHch erklären. 

Zu § 23 der Verordnung: 

§ 8 

Die ang0emessene Häumungsifrist bei erfaßtem Wohn­
raum beträgt mindestens 3 Wo.chen. Eine Räuinung 
-0uf dem V0erwaltu:ngswege kann nur na.ch Ablauf 
der bestimmten Räumungsfrist fostgele:gt werden. 
Sie ist dem davon Betroffenen mindestens• 3 Wo.chen 
vorher sduiftlich .ap.zrnkündig·en. Spätestens· mit der 
Räumung werden Miet- oder andere Rc.chtis·v·erhält­
ni;sse uher die Nutzung des Wohnraumeis beendet. 

§ 10 

l nkraf ttreten 

Dies·e Dmchführungsihcstimmung tritt am 1. Januar 
1968 in Kraft. 

C. Personalnachrichten 
Berufen: 

kung vom 1. Juni 1967, 'eingeführt am 14. Janue 
1968. 

Paistor Irmfriecl B r in g s zum Pfarr.er des Pfan 
siprengds Iven, Kir.chernkreis AnkJ.am, mit Wirkun 
vom 1. Dezember 1967, eingeführt aim 17. DezembE 
1967. 

D. Freie Stellen 

E. · Weitere Hinweise 
Nr. 2) Berichtigung 

Im Amt1s1bI.atL Nr. 12/1967, S. 109 Ist in IV de 
Pfarrerarnsführungsihestimmungcn, 4. Zeile, ein sinn 
entist·ellender Schreibf.ehtler. Es muß dort st.ait „S.elbsi 
gesprä.ch" „Sachgesprä.ch" heißen. 

Nr. 3) Kindergottesdienst-Sammelmappe 

Evangelisches Konsistorium 
A 30801 - 2/68 

22 Grcifsiwakl, 
den 30. Jnnum l %t; 

Die bekannte Kinclergottesdienst-Samme]mo,ppe 
„Mit dem Kirndergottes.dienst durd1:s Kird1enjrnhr' 
iSoll auch für das Kir.chenjahr 1968/69 .im Kirchiliiche1 
Kunstverlag C Aurig, Dr.e&den, erscheinen. 

Um die Auflagenhöhe dem tat1sächlichen Bedarf cnt 
sprechend fcst:setzen zu können, wird gelhet,cn, eh 
Be:stdlungen bis spätestens Ende März beim Evange 
lischen Buchhandel oder direkt heim Verlag ir 
8053 r>resden, Krets.chmenstmße 19, aufzugeben. 

In Vertretung 
K usch 

Pastor Siegffi.ecl B u r m e i s l e r zum Pfarrer des 
Pf.ansprengels Lasis.an, Kir.chenkreis Wolga1st mii Wir- F. Mitteilungen für den kirchlidien Diens 
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